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im Bezirk. 5 Stimmen für 
DIE LINKE im Wahlkreis.



Inhalt

Soziale Infrastruktur 7

Wohnen
Weniger Miete, mehr Leben 8

Mobilität, Energie, Klima 9

Demokratie
Vor Ort stärken 14

Kinder- und Jugendarbeit
Freiräume erhalten 15

Senior*innenarbeit
Mitbestimmung stärken! 17

Kultur
Mehr ist mehr – Kultur braucht Überfluss 18

Gegen Rechts
Für ein friedliches und weltoffenes Wandsbek 19

Frauen & Mädchen
Selbstverständlich gleichberechtigt 20

Queer
Sichtbar und sicher 21

Gesundheit
Vorsorge und Versorgung im Quartier 22

Wirtschaft
Starke und soziale regionale Wirtschaft mit guten Löhnen 25

Seite 3Seite 2



Vorwort

Die gute Nachricht ist: Auch auf kommuna-
ler Ebene lässt sich daran etwas ändern. 
Angesichts der Herausforderungen in den 
Bezirken sind allerdings beispielsweise die 
110 Millionen €, die der Senat 2024 für 
Wandsbek bereitstellt, viel zu wenig. Im 
größten Hamburger Bezirk leben über 
453.000 Menschen. Das sind weniger als 
70 Ct pro Kopf und Tag. Dabei wäre für 
eine solide Finanzierung und Stärkung der 
Bezirke genug Geld da.

In Hamburg leben über 40.000 Millionär*in-
nen, und zugleich ist jeder fünfte Haushalt 
armutsgefährdet. Diese Ungleichheit in der 
Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren 
noch weiter verschärft und verstetigt. Die 
Kosten der Inflation tragen besonders Men-
schen mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men. Wir erleben gerade, dass zentrale Auf-
gaben der Daseinsvorsorge von Politik und 
Wirtschaft nicht adäquat gelöst werden kön-
nen, wie eine ausreichende Wohnungssitua-
tion, gute Gesundheits- und eine nachhaltige 
Klimapolitik.

Kontakt/Impressum
 
Sie haben Fragen, Kritik oder Anregungen? 
Sie erreichen uns per Mail unter info@die-linke-wandsbek.de

Webseite: die-linke-wandsbek.de 
Instagram/Facebook: @dielinke.wandsbek 
Auch telefonisch sind wir für Sie unter 040 / 79 69 10 75 zu erreichen. 
Oder kommen Sie einfach persönlich vorbei. Dienstag 10:00-14:00 und Donnerstag 13:00-15:00 Uhr.

Gerne kann auch telefonisch oder per Mail ein Termin vereinbart werden.

Herausgegeben April 2024 
Titelbild: Arnold Schnittger

DIE LINKE.Wandsbek 
Schloßstraße 90 
22041 Hamburg

Eine radikale Umsteuerung des Hamburger 
Haushaltes zur Bekämpfung von Armut und 
Wohnungslosigkeit, für kulturelle Teilhabe, 
gute Bildung sowie Ausbau des ÖPNV ist 
notwendig.

Eine starke LINKE in den Bezirken, aber 
auch kraftvolle Bewegungen in den Stadt-
teilen, starke Gewerkschaften und eine 
gute Selbstorganisation auch in Genossen-
schaften sind die Voraussetzungen, um den 
Druck für die finanzielle und politische Stär-
kung der Bezirke zu erhöhen.
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Soziale Infrastruktur

Hamburg ist eine wachsende Stadt, und 
auch in Wandsbek leben heute etwa 15.000 
Menschen mehr als noch 2018. Alte und 
neue Wandsbeker*innen benötigen wohn-
ortnahe Angebote für Familien, Kinder und 
ältere Menschen. Aber auch dem großen 
Anteil an Einpersonenhaushalten muss 
Rechnung getragen und der soziale Aus-
tausch im öffentlichen Raum ermöglicht 
werden. Erhalt und Ausbau der sozialen  
Infrastruktur bleiben jedoch weit hinter  
dem tatsächlichen Bedarf zurück.

Wofür wir uns einsetzen

• Im Bezirk muss auf Grundlage der Be-
völkerungszahlen eine Bestandsauf-
nahme und Bedarfsplanung der sozia-
len Infrastruktur erfolgen.

• Die soziale Infrastruktur soll mit dem 
Ziel gestaltet werden, dass die Teilha-
be am öffentlichen Leben wohnortnah 
für alle – z.B. auch durch die Bereit-
stellung nichtkommerzieller Räume – 
gefördert wird.

• Die Bezirke müssen Strukturen zum 
regelmäßigen Austausch unter Beteili-
gung der Bürger*innen und zur Koordi-
nation der sozialen Infrastruktur in den 
Stadtteilen schaffen.

• In den Planungen soll im Sinne von 
Struktur- und Bevölkerungsverände-
rungen sowie Nachhaltigkeit über  
heutige Generationen hinausgedacht 
werden.

Für ein gerechtes und soziales Wandsbek 
Foto: Arnold Schnittger

Für die Beteiligung von Kindern, 
Jugendlichen, Familien und 
Senioren im Bezirk

Alte und neue Wands - 
be ker*innen benötigen 
wohnortnahe Angebote für 
Familien, Kinder und ältere 
Menschen.
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Mobilität, Energie, Klima

Der Klimawandel mit steigenden Meeres-
spiegeln und deutlichen Temperaturverän-
derungen schreitet umso heftiger voran, je 
weniger wir dagegen tun. Die Auswirkun-
gen der globalen Erwärmung sind jetzt 
schon zu spüren. Das von DIE LINKE unter-
stützte Ziel der Pariser Klimakonferenz, den 
Temperaturanstieg auf 1,5° C zu begrenzen, 
ist ohne schnelles und massives Umsteuern 
nicht mehr zu erreichen. Bereits 2° C be-
deuten schon: Wir müssen uns auf stärkere 
und vermehrte Starkregenereignisse sowie 
deutlich mehr Hitzetage in Verbindung mit 
längeren Trockenzeiten und niedrigen 
Grundwasserspiegeln einstellen. Diese wer-
den nicht nur die Pflanzen und Tierwelt be-
lasten, sondern auch Menschen, die sich 
draußen aufhalten. Deshalb sind Klimaan-
passungsmaßnahmen zwingend notwendig, 
sie sind eine Pflichtaufgabe der Bezirke.

Im reichen, rot-grünen Hamburg wird viel 
über Klimaschutz geredet, aber es wird zu 
wenig getan. Der Verkehr wächst täglich, 
beschleunigt den Klimawandel und schadet 
unserer Lebensqualität. Wir müssen es also 
schaffen, Menschen und Güter sicher an ihr 
Ziel zu bringen und gleichzeitig den Verkehr 
insgesamt zu verringern.

Wofür wir uns einsetzen

• Eine soziale Bodenpolitik, die auch bei 
großen Stadtentwicklungsprojekten 
keine Grundstücke verkauft

• Eine aktive soziale Boden-Rückkaufs-
politik, die langfristig den Boden der 
Spekulation entzieht und so entweder 
günstigen städtischen, sozialen Woh-
nungsbau oder eine temporäre Verga-
be in Erbpacht ermöglicht

• Die konsequente Umsetzung des Hou-
sing-First-Konzepts für Wohnungslose 
auch in Wandsbek

• Finanzielle und organisatorische För-
derung des Umzugs von älteren Men-
schen in kleinere Wohnungen: Begren-
zung der Wohnkosten für 
Rentner*innen auf max. 30% des 
wohngeldrechtlichen Einkommens

• Personelle Aufstockung der Ämter für 
Wohnraumschutz in Absprache mit 
den Personalräten entsprechend der 
aktuellen Anforderungen

• Neue Soziale und städtische Erhal-
tungsverordnungen

• Die schnellere Einsetzung von bezirkli-
chen Treuhänder*innen bei Leerstand

Wir wollen:
bezahlbares Wohnen

Von 2019 bis 2023 sind in Wandsbek etwa 
8.000 zusätzliche Wohnungen fertiggestellt 
worden. Die Zahl der Sozialwohnungen 
stieg in diesem Zeitraum nur um 500 auf 
etwa 16.200. Das sind 7,3% der ca. 223.000 
Wohnungen im Bezirk, obwohl fast jeder 
zweite Haushalt Anrecht auf geförderten 
Wohnraum hätte. Die Menschen müssen  
einen immer größeren Anteil ihres Einkom-
mens für Miete, Heizung und Nebenkosten 
aufwenden. Und immer mehr sind von 
Wohnungslosigkeit betroffen.

Die Stadtentwicklung geht zunehmend auf 
Kosten von Grünflächen und damit auch 
von Umweltschutz. Besonders die sozial 
benachteiligten Stadtteile werden zusätz-
lich verdichtet. Investor*innen reißen Be-
standsgebäude ab, um sie durch profitable-
re Neubauten zu ersetzen, als wenn es kein 
Morgen und keinen Klimawandel gäbe. Da-
mit muss Schluss sein!

Die gute Nachricht ist: Es gibt Alternativen 
zu der bisherigen „Bauen, Bauen, Bauen!“-
Politik. Wir brauchen einen Wechsel hin zu 
„Mieten deckeln, sozial und ökologisch 
bauen, Wohnraum vergesellschaften!“ Ent-
ziehen wir den Grund und Boden konse-
quent dem Markt und der Spekulation, kön-
nen wir die Mieten senken.
Wenn wir den Wohnraumschutz des Be-
zirksamts stärken, können wir schneller und 
effektiver gegen Leerstand und Zweckent-
fremdung vorgehen. Und mit Erhaltungs-
verordnungen können wir die Menschen vor 
Verdrängung aus dem Stadtteil schützen.

Die gute Nachricht ist: Durch kluge und 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsplanung 
können wir auch in Wandsbek einen wichti-
gen Beitrag leisten. Damit die Wohnviertel 
lebenswerter werden, bekämpfen wir Pla-
nungen, die Investor*inneninteressen fol-
gen. Kriterien wie Belüftung, Freiraum, 
Lärmschutz, Infrastruktur und Arbeitsplätze 
müssen zentrale Voraussetzungen bei 
Wohnungsbauvorhaben werden. Wir wollen 
Grünflächen als Rückzugflächen und „grüne 
Lunge“ Hamburgs erhalten.

Umweltfreundliche Energiegewinnung in 
Hamburg ist möglich, ob als Großwärme-
pumpen im Quartier, ob als Solar- oder 
Windenergieanlage.

Wir wollen das Radfahren auf breiten Rad-
fahrstreifen so gut machen, dass niemand 
von Autos, LKW oder Bussen gefährdet 
wird. Wir wollen für breite, stolperfreie Fuß-
wege und Fußgängerübergänge sorgen. Wir 
wollen flächendeckende stationäre Car-
Sharing-Angebote und Quartiersgaragen. 
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• Eine Ausbildungs- und Joboffensive 
für Menschen, die für die Energiewen-
de arbeiten

• Mehr Platz auf der Straße für Fußgän-
ger*innen, Fahrräder und ÖPNV und 
sichere Radwege

• Eine ökologische Stadtentwicklung, 
die auf Bauen im Bestand statt Abriss 
und Neubau setzt und zunächst alle 
Baumöglichkeiten auf bereits versie-
gelten Flächen ausschöpft, statt wei-
tere Grünflächen zu zerstören

• E-Scooter (Elektroroller): Das unregu-
lierte Abstellen von E-Scootern muss 
verhindert werden, da dies insbeson-
dere für Senior*innen eine ständige 
Stolper- und Verletzungsgefahr dar-
stellt. Deshalb: Strikte Regulierung  
der E-Scooter (Abholen und Abstellen 
der E-Scooter nur noch auf zugewie-
senen Bereitstellungsflächen wie bei 
Stadtrad)

Wofür wir uns einsetzen

• Eine Verringerung von Versiegelungen 
und Aufhellung von Oberflächen; Die 
Durchsetzung des Schottergarten-
verbots

• Das Schaffen von Schattenflächen, 
insbesondere durch Grünpflanzen und 
Bäume

• Die Ausweitung von Gebäude- und 
Flächenbegrünung, da Pflanzen eine 
kühlende Wirkung haben

• Die Bildung von Wärmestau in der 
Stadt vermeiden und den Luftaus-
tausch gewährleisten

• Wasserflächen, insbesondere Fließge-
wässer schaffen und Bewässerung 
von Grünflächen gewährleisten, dabei 
das Brutplatzangebot für einge-
schleppte Mückenarten reduzieren

• Eine bezirkliche Wärmeplanung, die 
Menschen und Unternehmen vor Ort 
einbezieht, Transparenz in den Pro-
zessen schafft und langfristige Pla-
nungssicherheit gewährleistet

• Aktive Steuerung für Siedlungs- und 
Quartierslösungen durch kommunale 
Sanierungsbeauftragte und Erarbei-
tung von kollektiven Lösungen

• Die massive Ausweitung des öffentli-
chen Nahverkehrs – Die ökologisch 
und ökonomisch widersinnige U5 leh-
nen wir ab. Alle Baumaßnahmen sind 
sofort zu stoppen. Zentral ist für uns 
die Wiedereinführung der Straßen-
bahn: Sie ist für die Erreichung der Kli-
maziele bis 2030 unverzichtbar.

Weniger Autos in der Stadt bedeuten mehr 
Platz für Menschen, für Wohnungen und für 
Grün. Klar ist uns aber auch: Bis die Radwe-
ge gebaut und die ÖPNV-Haltestellen ein-
gerichtet sind, wird es insbesondere in den 
Stadtteilen an der Grenze zum Umland 
Menschen geben, die weiterhin auf ihr Auto 
angewiesen sind. Auch sie müssen sicher 
zur Arbeit und zum Einkaufen gelangen.

Die Möglichkeit zur Arbeit in Wohnortnähe 
entlastet den Verkehr und steigert die Le-
bensqualität. Einkaufen, Dienstleistungs- 
und Handwerksangebote müssen vor Ort 
möglich und immer im Blick bezirklicher 
Planung sein.

Scheinlösungen wie die U5 zur Mobilitäts-
wende lehnen wir ab. In Bramfeld hat der 
Bau bereits begonnen, wird bis mindestens 
2033 dauern und kostet für die 6 km bis zu 
City-Nord rund 2,85 Mrd €. DIE LINKE hat 
mit ihrem Stadtbahnkonzept gezeigt, dass 
die Stadtbahn/Straßenbahn schneller und 
preiswerter gebaut werden und insbeson-
dere die Querverbindung zwischen einzel-
nen Stadtteilen gewährleisten kann.

• Fußwege: Die derzeitige Straßenbe-
leuchtung in Hamburg leuchtet vor  
allem die Fahrwege aus, die Fußwege 
sind dagegen nur mangelhaft beleuch-
tet. Deshalb: Sichere Fußwege mit 
ausreichender Beleuchtung. Parallel 
dazu müssen auf Gehwegen Stolper-
fallen beseitigt und sichergestellt wer-
den, dass die Wege im Winter von Eis 
und Schnee befreit werden.

• Handwerker*innen sollen bei genos-
senschaftlichen oder vergleichbaren 
Zusammenschlüssen für Werkhöfe be-
raten und unterstützt werden.

• Handwerksbetrieben und Kleingewer-
be müssen hinreichend Parkraum zu-
gewiesen erhalten, soweit dies nicht 
auf dem Betriebsgelände möglich ist.

Das von DIE LINKE unter-
stützte Ziel der Pariser 
Klimakonferenz, den  
Temperaturanstieg auf 
1,5° C zu begrenzen, ist 
ohne schnelles und massi-
ves Umsteuern nicht mehr 
zu erreichen.
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Für eine ökologische  
und nachhaltige  

Stadtentwicklung
Foto: Arnold Schnittger



Wofür wir uns einsetzen

• Wahlrecht für alle Menschen mit 
Hauptwohnsitz in Hamburg

• Umsetzung von Bezirksentscheiden
• Schluss mit dem Auslagern von Personal 

aus den Bezirken in die Fachbehörden
• Weg mit dem Evokationsrecht: Bürger-

entscheide und Beschlüsse der Be-
zirksversammlungen müssen für den 
Senat bindend sein. Beanstandungen 
müssen vom Senat innerhalb einer 
4-Wochenfrist entschieden werden 
und gerichtlich überprüfbar sein.

• Stadtteilbeiräte und Senior*innen- 
Delegiertenversammlungen zu stär-
ken, sie mit besseren Mitteln auszu-
statten und auf mehr Bürger*innen-
beteiligung zu verpflichten

• Stadtteilbeiräte sollen Rederecht in 
den Ausschüssen erhalten.

• Stärkere Einbindung der Integrations- 
und Inklusionsbeiräte in die Beratun-
gen der Bezirksversammlungen

• Bereitstellung von Räumen und die 
Einrichtung von Bürgerhäusern für  
soziale Begegnung in den Quartieren

Sei es auch nur um einen neuen Ausweis, 
einen Erbschein oder auch lediglich eine 
Auskunft beim Finanzamt den Lohnsteuer-
jahresausgleich zu erhalten. Die rein digita-
le Kommunikation erweist sich für viele Bür-
ger*innen als eine Sackgasse. Persönliche 
Rücksprache und Beratung bleibt so viel zu 
oft aus, obwohl alle Ämter eine gesetzliche 
Beratungspflicht haben.

Daher fordern wir für Wandsbek den Um- 
und Ausbau des Bezirksamts und der Kun-
denzentren zu Orten der Kommunikation 
zwischen Staat und Bürger*innen.

Demokratie:
Vor Ort stärken

Die Bevölkerung vor Ort will mitbestimmen 
– und das ist gut so! Wir wollen die Bür-
ger*innenbeteiligung vor Ort ausbauen und 
die Stadtteilbeiräte und Senior*innen-Dele-
giertenversammlungen finanziell besser 
ausstatten.

Stärken wollen wir auch die Bezirksver-
sammlungen selbst. Damit demokratische
Entscheidungen möglichst vor Ort und im 
Austausch mit den Bürger*innen gefällt wer-
den können, benötigen die Bezirksversamm-
lungen mehr Spielraum und Befugnisse.

Der jahrelange Personalabbau in den Äm-
tern und Behörden sowie die seit Corona 
massiv vorangetriebene Digitalisierung hat 
für viele Menschen die Zugänge zu den 
staatlichen Einrichtungen zu uneinnehmba-
ren Festungen werden lassen.

Auch wenn der Digitalisierungsgrad der Ge-
sellschaft steigt, so ist insbesondere dort, 
wo es für Menschen existenziell ist, dies oft 
nicht oder nur eingeschränkt der Fall. Häu-
fig scheitert es an einem einzelnen Doku-
ment, das nicht gescannt werden kann, ei-
nem beratenden Hinweis, oder schlicht der 
Möglichkeit, einen Termin auszumachen. 
Fehlende technische Endgeräte und Know-
How, unübersichtliche Terminbuchungssys-
teme und eine unverständliche Kommunika-
tion der Öffnungszeiten und Abläufe sind 
weitere Hürden, die die Kommunikation 
zwischen Ämtern und Bürger*innen massiv 
erschweren.

Für die Stärkung der lokalen Demokratie

Kinder- und Jugendarbeit: 
Freiräume erhalten

Die knapp 81.000 Kinder und Jugendlichen 
unter 18 Jahren in Wandsbek haben ein 
Recht auf Teilnahme und Teilhabe an der 
Gesellschaft. Armut und soziale Ungleich-
heit stehen dem jedoch vielfach entgegen. 
Die Zunahme von psychischen Problemen 
wie Angststörungen und Depressionen in-
folge der Coronakrise machen fachliche 
und politische Antworten dringend erfor-
derlich.

Seit einigen Jahren nehmen die Problemla-
gen und Hilfebedarfe in den Familien in gra-
vierendem Maße zu. Die Zahl der Meldun-
gen und Kindeswohlgefährdungen, die Zahl 
der hilfesuchenden Kinder und Eltern sowie 
die Zahl der gewährten arbeits- und kos-
tenintensiven Hilfen zur Erziehung bewegen 
sich auf einem sehr hohen Niveau.

Die gute Nachricht ist: Im Sinne der UN-
Kinderrechtskonvention kämpfen wir für 
eine gut ausgebaute soziale Infrastruktur. 
Insbesondere die Offene Kinder- und Ju-
gendarbeit sowie die gemeinwesenorien-
tierte Soziale Arbeit wollen wir stärken und 
die strukturelle Unterfinanzierung überwin-
den. Wir wollen die Fachkräfte im Allgemei-
nen Sozialen Dienst und der Jugendhilfe 
insgesamt durch mehr Personal, bessere 
Arbeitsbedingungen und deutlich mehr 
Spielräume für pädagogisches Handeln 
entlasten. Bei Hilfen zur Erziehung wollen 
wir wohnortnahe Lösungen etablieren, die 
nicht stigmatisieren und nicht ausschließen.
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Senior*innenarbeit: 
Mitbestimmung stärken!

Das hamburgische Seniorenmitwirkungs-
gesetz soll die aktive Teilnahme am sozia-
len Leben und die Mitwirkung an gesell-
schaftlichen Prozessen ermöglichen. 

Die gute Nachricht ist: DIE LINKE will, dass 
die Möglichkeiten dieses Gesetzes in 
Wandsbek weiter ausgeschöpft und ausrei-
chend Finanzmittel zur Verfügung gestellt 
werden, um der Perspektive von älteren 
Menschen mehr Raum zu widmen.

Das Bezirksamt muss bei allen Planungen 
und Vorhaben, die die Interessen von Seni-
or*innen berühren, diese in angemessener 
Weise beteiligen. In allen Stadtteilen, insbe-
sondere in den Großsiedlungen, muss das 
Bezirksamt Senior*innentreffs fördern und 
mit hauptamtlichem Personal unterstützen. 
Wo es noch keine Senior*innentreffs gibt, 
sind diese einzurichten.

Für die Teilhabe von Senior*innen ist der 
barrierefreie, niedrigschwellige, mindestens 
kostengünstige Zugang zu Bildungs-, Kul-
tur- und Freizeiteinrichtungen elementar. 
Barrierefreiheit und Zugänglichkeit im Nah-
verkehr, das barrierefreie Wohnen im Alter 
oder die Qualität der Pflege sind in allen 
Einrichtungen zu garantieren. Dazu sind die 
entsprechenden Prüf- und Überwachungs-
strukturen auszubauen und mit deutlich 
mehr Personal auszustatten. Eine halbe 
Stelle für mehr als 700 private Pflegediens-
te in ganz Hamburg ist deutlich zu wenig.

• Mehr fachliche Vollzeitstellen in allen 
Einrichtungen der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit (Mindestausstattung von 
zwei Vollzeitstellen pro Einrichtung der 
Offenen Arbeit)

• Eine Koordinierungsstelle für die Betei-
ligung von Kindern und Jugendlichen 
an der Gestaltung ihrer Lebensbedin-
gungen

• Beitragsfreier Zugang für alle Kinder 
und Jugendliche zu Sportvereinen, 
Theatern, Konzerten, Museen und an-
deren Kulturveranstaltungen

• Verstärkte Anstrengungen zur Reali-
sierung eines barrierefreien Zugangs 
zu allen Einrichtungen der Jugendhilfe 
sowie eine Sanierungsoffensive

• Verstärkte interdisziplinäre Anstren-
gungen zur Kompensation der durch 
die Coronakrise erzeugten Defizite

Wofür wir uns einsetzen

• Den Ausbau der sozialen Infrastruktur, 
insbesondere die Stärkung der Offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit, der 
Straßensozialarbeit, der Familienför-
derung

• In Neubaugebieten müssen Einrichtun-
gen der OKJA und Treffpunkte wie 
Kinder- und Familienzentren und Orte 
der Beratung regelhaft eingerichtet 
werden.

• Eine bessere personelle und finanzielle 
Ausstattung von Kitas und Krippen

• Beitragsfreies Frühstück in allen Kitas 
und Grundschulen und beitragsfreies 
Essen an allen Schulen

• Eine größere Berücksichtigung der 
verschiedenen Altersstufen von Kin-
dern beim Bau von Spielplätzen sowie 
Bereitstellung von öffentlichen Toilet-
ten und Wickelgelegenheiten

Wofür wir uns einsetzen

• Mehr fachliche Vollzeitstellen in allen 
Einrichtungen der Senior*innen arbeit 
und die bedarfsgerechte Ausfinanzie-
rung der Senior*innenarbeit

• Ein Konzept für die qualitative Auswei-
tung der Senior*innenarbeit in Wands-
bek inkl. der Finanzierung, soziale Be-
gegnungszentren für Senior*innen in 
den Quartieren (zusätzlich zu kirchli-
chen Einrichtungen) die im Planverfah-
ren berücksichtigt werden müssen

• Die Berücksichtigung der Bedürfnisse 
von Senior*innen bei allen Planverfah-
ren im öffentlichen Raum

• Eine deutliche Ausweitung der öffentli-
chen Toilettenversorgung in allen 
Stadtteilen

• Mehr Bänke zum Ausruhen von mobi-
litätseingeschränkten Menschen in  
allen Bezirken und Stadtteilen

• Kostenlose WLAN-Versorgung mit 
ausreichender Bandbreite in allen Al-
tenwohn- und Pflegeeinrichtungen

• Durchsetzung der regelmäßigen Kont-
rolle der Pflegeeinrichtungen entspre-
chend dem Wohn- und Betreuungs-
qualitätsgesetz

Die knapp 81.000 Kinder 
und Jugendlichen unter 
18 Jahren in Wandsbek 
haben ein Recht auf  
Teilnahme und Teilhabe an 
der Gesellschaft.
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Gegen Rechts:
Für ein friedliches und 
welt offenes Wandsbek

In Hamburg leben seit Jahrhunderten Men-
schen unterschiedlicher Herkunft zusam-
men. Diese Realität wird immer wieder als 
Bedrohung dargestellt, um Hass und Ras-
sismus zu schüren.

Die gute Nachricht ist: Wir LINKEN wissen, 
dass Solidarität unteilbar und international 
ist. Wir stellen uns der extremen Rechten 
sowie der nationalistischen und völkischen 
AfD klar entgegen. Gemeinsam mit Initiati-
ven und Bewegungen auf der Straße und 
mit unseren Abgeordneten in der Bezirks-
versammlung.

Wir wollen die Erinnerungskultur an die 
Menschheitsverbrechen des Nationalsozia-
lismus weiterführen und die Aufarbeitung 
der kolonialen Vergangenheit Hamburgs, 
die in Wandsbek an vielen Stellen gegen-
wärtig ist, vorantreiben.

Wofür wir uns einsetzen

• Eine deutliche Erhöhung der Stadtteil-
kulturmittel und eine auskömmliche 
Förderung der Stadtteilkulturzentren

• Aufnahme weiterer Kulturhäuser in die 
institutionelle Förderung

• Kostenfreie Räume für Kulturschaffen-
de und Gruppentreffen kulturinteres-
sierter Laien

• Kostenloser Zugang für Kinder, Ju-
gendliche, Senior*innen, schwerbehin-
derte Menschen und Menschen mit 
niedrigem Einkommen zu geförderten 
Theatern, Konzerten, Museen und an-
deren Kulturveranstaltungen

• Die aktive Schaffung bezahlbarer Ar-
beits- und Produktionsräume in 
Wandsbek

• Kultur und Kulturräume zu einem ver-
bindlichen Teil der Stadtentwicklungs-
planung in den Bezirken machen

Kultur: Mehr ist mehr –  
Kultur braucht Überfluss

Die gute Nachricht ist: Überall in Hamburg 
gibt es bedeutende Kunst und Kultur – sie 
muss aber für alle zugänglich und erreich-
bar sein. Über die Teilnahme darf nicht der 
Geldbeutel entscheiden.

Wir wissen: Die Stadtteilkulturzentren sind 
Orte der Begegnung und gelebter Vielfalt! 
Hier ist Platz für die Geschichtswerkstatt, 
das Treffen der Bürger*inneninitiative, die 
Lesung, das Streichquartettkonzert, die 
Chorprobe, den Tanz- oder Sprachkurs, die 
Vernissage oder die Kinderdisko: Stadtteil-
kulturzentren sind die Herzkammern des lo-
kalen Kulturlebens – und ihre Aufgaben 
wachsen stetig. Darum müssen sie aus-
kömmlich und zukunftsorientiert finanziert 
werden. Dazu gehören Tariflöhne, Mindest-
honorare und Planungssicherheit für ein 
vielfaltsorientiertes Angebot.

Kultur entsteht dort, wo Menschen leben – 
Kultur entsteht in den Stadtteilen! Wir wol-
len Kulturschaffende, Künstler*innen und 
Kreative vor Ort in ihrem Wirken und Arbei-
ten stärken.

Kultur braucht (Arbeits-)Räume – sie sind 
die Basis, damit Kultur entstehen kann! Be-
zahlbare Proberäume, Tonstudios, Ateliers 
für bildende Kunst, Tanz, Theater und Film 
sind Mangelware. Wir meinen, Wandsbek 
hat die große Chance, aktiv bestehende 
Orte zu sichern, zu erschließen und Kultur-
räume zu einem verbindlichen Teil der 
Stadtentwicklungsplanung zu machen. So 
kann das kulturelle Leben in den Bezirken 
effektiv gestärkt werden!

Wofür wir uns einsetzen

• Der Ausbau von politischen und sozia-
len Voraussetzungen für eine gelin-
gende Integration von Geflüchteten, 
Deserteur*innen und allen Menschen 
in Not.

• Vereinen und Initiativen wie „Welcome 
to Wandsbek“, „Meiendorf hilft“ und 
vielen anderen, die oft mit hohem eh-
renamtlichem Aufwand da einsprin-
gen, wo der Bezirk nicht hinreichend 
Integrationsleistungen erbringen kann 
oder will, sind vom Bezirk bedarfsge-
recht zu fördern. Initiativen wie z.B. 
„Marienthal bleibt bunt“, die sich Ras-
sismus und Antisemitismus entgegen-
stellen, sind zu unterstützen.

• Die Umbenennung der nach Kolonialis-
ten benannten Straßen, Plätzen und 
Gebäuden muss endlich in einem offe-
nen Format unter Beteiligung der Bür-
ger*innen angegangen werden.

• Die Kontextualisierung von Denkmä-
lern wie dem Meldereiter oder die Ko-
lonialzeit verherrlichenden Orten wie 
dem Tansaniapark oder das Gelände 
der ehemaligen Lettow-Vorbeck Ka-
serne wollen wir gemeinsam mit den 
Bürger*innen und Initiativen vor Ort 
voranbringen.

In Hamburg leben seit 
Jahrhunderten Menschen 
unterschiedlicher  
Herkunft zusammen.  
Wir LINKEN wissen, dass 
Solidarität unteilbar und 
international ist.

Foto: Arnold Schnittger
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Wofür wir uns einsetzen

• Stärkung der Gleichberechtigungsbe-
auftragten und Schulungen für Perso-
nalräte im Bezirk, aber auch für Be-
triebsräte von hier angesiedelten 
Unternehmen

• Das Gewaltschutz-Hilfesystem muss 
ausreichend finanziert werden.

• Staatliche Behörden und medizini-
sches Personal müssen ausreichend 
für das Thema sensibilisiert und ge-
schult werden.

• Den Erhalt und Ausbau von Frauen- 
und Mädchenprojekten und Eltern-
schulen

• Mehr Frauenhausplätze unter Berück-
sichtigung spezifischer Bedarfe

• Einrichtungen von Wohnprojekten und 
Tagestreffs für wohnungslose Frauen

• Mehr Beratungsstellen für Männer ge-
gen Männergewalt sowie Gewaltprä-
ventionskurse

• Hygieneprodukte für Menstruation 
müssen von öffentlichen Gesundheits-
stellen und in öffentlichen Einrichtun-
gen im Bezirk kostenfrei zur Verfügung 
gestellt werden.

Um selbstbestimmt leben zu können, müs-
sen Frauen echte Wahlmöglichkeiten ha-
ben. Dazu gehören umfassende Aufklärung, 
der Zugang zu Verhütungsmitteln und die 
freie Entscheidung für einen Schwanger-
schaftsabbruch. Nur wenn Frauen sich 
ohne Zwänge für oder gegen eine Schwan-
gerschaft und Elternschaft entscheiden 
können, ist eine selbstbestimmte Familien-
planung möglich. Ein Leben mit Kindern 
muss gesellschaftlich abgesichert werden: 
Das beginnt mit einer guten gesundheitli-
chen Versorgung und Aufklärung während 
einer Schwangerschaft und Geburt. Mit 
Kindern zu leben, darf kein Armutsrisiko 
sein und Eltern müssen Kinder unter siche-
ren und gesunden Bedingungen aufziehen 
können.

Frauen & Mädchen: Selbst-
verständlich gleichberechtigt

Mehr als die Hälfte der Wandsbeker*innen 
ist weiblich, aber von vollständiger Gleich-
berechtigung sind wir weit entfernt. Patriar-
chale Strukturen, Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts, Unterdrückung und struk-
turelle Gewalt müssen nach wie vor be-
kämpft werden.

Frauen erhalten im Durchschnitt 21% niedri-
gere Löhne und entsprechend weniger 
Rente als Männer. Sorgearbeit wird gesell-
schaftlich abgewertet. Frauen bestreiten 
den Großteil der entlohnten und nicht ent-
lohnten Pflege- und Erziehungsarbeit. Sie 
arbeiten häufiger in Teilzeit oder in weniger 
gut bezahlten und prekären Jobs. Frauen 
leisten 50% mehr unbezahlte Sorgearbeit 
und stellen auch den Großteil der ca. 11.500 
Alleinerziehenden in Wandsbek.

Die gute Nachricht ist: Als LINKE stehen 
wir für einen Feminismus, der das ganze 
gesellschaftliche und private Leben betrifft. 
Das heißt zuallererst, Arbeit und Zeit zwi-
schen den Geschlechtern gerecht zu ver-
teilen. Eine Gesellschaft, in der ALLE frei 
sind, Zeit für die Familie und Freund*innen 
haben, gleichzeitig einer sinnvollen und gut 
bezahlten Arbeit nachgehen und an politi-
schen Entscheidungen mitwirken können.

Queer:
Sichtbar und sicher

Emanzipiert ist eine Gesellschaft dann, 
wenn jede*r sozial abgesichert ist und glei-
che Chancen zur Realisierung eines selbst-
bestimmten Lebens hat. Ob lesbisch, 
schwul, bi, trans*, inter* oder nicht-binär, 
am Ende müssen wir alle essen und woh-
nen. Doch queere Lebensweisen werden 
von außen oft angefeindet.

Die gute Nachricht ist: Wir setzen uns da-
für ein, dass selbstbestimmte Leben quee-
rer Menschen als das anerkannt werden, 
was sie sind: eine Selbstverständlichkeit. 
Dafür braucht es Schutz vor queerfeindli-
cher Diskriminierung und Unterstützung in 
Fragen von Sicherheit, Gesundheit und 
Sichtbarkeit.

Wir haben die Gefahr von Mehrfachdiskrimi-
nierung im Blick, wenn Menschen queer und 
zusätzlich arm, krank, alleinerziehend oder 
von Rassismus betroffen sind und stehen 
für die Verbindung queerer, sozialer, anti-
rassistischer und feministischer Kämpfe!
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Die gute Nachricht ist: Wir wollen gegen 
die ungerechte Verteilung der ambulanten 
Versorgung angehen und in unterversorg-
ten Stadtteilen städtische Gesundheits- 
und Care(arbeits)zentren in kommunaler 
Trägerschaft aufbauen, die die interdiszipli-
näre Zusammenarbeit von Haus- und Kin-
derärzt*innen, Gynäkolog*innen, Communi-
ty Health Nurses, Pflegestützpunkten, 
Hebammen, Sozialberater*innen und Phy-
siotherapeut*innen sicherstellen. Gleich-
wertige Lebensverhältnisse erfordern den 
Kampf gegen die soziale Ungleichheit und 
die Stärkung der Verhältnisprävention. Die 
Erfahrungen aus der Coronapandemie zei-
gen, dass aufsuchende Gesundheitsbera-
tung und zielgruppenspezifische Kommuni-
kation von Gesundheitskompetenz enorm 
wichtig ist.

Wofür wir uns einsetzen

• In den unterversorgten Stadtteilen den 
Aufbau von städtischen Stadtteilge-
sundheits- und Care(arbeits)zentren  
in kommunaler Trägerschaft ohne Auf-
nahmestopp

• Den flächendeckenden Einsatz von 
Präventivfachkräften und kommunalen 
Gesundheitshelfern (Community 
Health Nurses)

• Eine Stärkung des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes (Schuleingangsun-
tersuchungen, Familienhebammen,  
sozialpsychiatrischer Dienst) und die 
Verzahnung mit der ambulanten Ver-
sorgung, insbesondere den Stadtteil-
gesundheitszentren

Gesundheit: Vorsorge und 
Versorgung im Quartier

Ein möglichst gesundes und langes Leben, 
sowie Wohlbefinden wird nicht allein durch 
Gesundheitspolitik im engeren Sinne geför-
dert. Gemäß dem „Health in all policies“- 
Ansatz (Gesundheit in allen Politikberei-
chen), können und müssen in allen 
Politikbereichen (Bildung, Soziales, Gleich-
stellung, Innen, Umwelt, Klima, Energie, 
Landwirtschaft, Wirtschaft, Bauen etc.) 
Entscheidungen getroffen werden, die die 
Gesundheit aller Menschen fördern und die 
gesundheitliche Chancenungleichheit ver-
ringern. Die Lebenserwartung von Men-
schen hängt entsprechend nicht nur von 
der Gesundheitsversorgung ab, sondern 
mehr noch vom sozioökonomischen Status. 
Demzufolge ist Gesundheit also nicht nur 
ein Thema der Gesundheitspolitik, sondern 
aller Politikbereiche.

Der Morbiditätsatlas von 2013 belegt klar, 
dass die Krankheitslast in ärmeren Stadttei-
len überdurchschnittlich hoch ist. Umge-
kehrt lassen sich Kinder- und Hausärzt*in-
nen am Bedarf vorbei dort nieder, wo der 
Anteil von Privatpatient*innen und somit die 
Inanspruchnahme von IGEL-Leistungen 
(Leistungen, die von der Krankenkasse 
nicht übernommen werden müssen) beson-
ders hoch ist.

Die durchschnittliche Lebensdauer in ärme-
ren Stadtteilen ist im Vergleich zu gut situ-
ierten bis zu 10 Jahre kürzer.

Wofür wir uns einsetzen

• Antidiskriminierungsbeauftragte für 
die Wandsbeker*innen

• Spezifische Beratungsstellen für 
Transpersonen, insbesondere auch 
Rechtsberatungsstellen

• Die Vergabe von Finanzmitteln unter 
Berücksichtigung ihrer geschlechts-
spezifischen Auswirkungen (Gender 
Budgeting)

• Den Erhalt und Ausbau von Projekten 
mit und für queere Personen

• Die Einrichtung eines Wohnprojekts 
und eines Tagestreffs für wohnungslo-
se queere Menschen
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• Durchsetzung der regelmäßigen Kont-
rolle der Pflegeeinrichtungen entspre-
chend Wohn- und Betreuungsquali-
tätsgesetz

• Hitzeaktionsplan für Wohnungslose 
und vulnerable Menschen zum Schutz 
vor Hitze und Dehydration. Dazu soll-
ten gehören
· Bereitstellung von Wasserentnah-

mestellen im öffentlichen Raum
· Schaffung und Öffnung von Kühlin-

seln
· Berücksichtigung des Hitzeschut-

zes bei Baumaßnahmen
· Aktives Herantreten der Gesund-

heitsämter an die lokalen Pflege-
dienste zur Aufklärung der Bedarfe 
dort

• Bessere finanzielle Ausstattung der 
Stadtteilgesundheitskonferenzen, da-
mit hier Ideen der lokalen Akteur*innen 
auch tatsächlich umgesetzt werden 
können

• Die kleinräumige Erhebung und das 
Monitoring von gesundheitsrelevanten 
Daten (Lärm, Hitze, Feinstaub, Schim-
mel, Wohnraumbedarf und -qualität, 
Naherholungs- und Freizeitmöglichkei-
ten etc.)

Barrierefreiheit und Zugänglichkeit im Nah-
verkehr, das barrierefreie Arbeiten und die 
Qualität der Arbeitsbedingungen sind in al-
len Betrieben zu garantieren. Dazu sind die 
entsprechenden Prüf- und Überwachungs-
strukturen auszubauen und mit deutlich 
mehr Personal auszustatten. Eine halbe 
Stelle für mehr als 700 private Betriebe in 
ganz Hamburg ist deutlich zu wenig. 

Wirtschaft: Starke und soziale 
regionale Wirtschaft mit guten 
Löhnen

Das Wandsbeker Arbeitsleben ist für  
DIE LINKE ein integraler Bestandteil eines 
guten Lebens, dem gegenübersteht, dass 
20% aller Wandsbeker*innen im Niedrig-
lohnsektor arbeiten.

Die gute Nachricht ist: DIE LINKE setzt sich 
in Wandsbek dafür ein, dass regionale Un-
ternehmen und Wirtschaftskreisläufe geför-
dert werden und mehr Arbeitsplätze ent-
stehen. Wir kämpfen gemeinsam mit den 
Beschäftigten in den Wandsbeker Betrieben 
und ihren Gewerkschaften für bessere Ar-
beitsbedingungen und angemessene tarifli-
che Entlohnung.
 
Wir stehen an der Seite der Arbeitneh-
mer*innen und kämpfen für die Sicherung 
von Standorten und den Erhalt traditioneller 
Industriebetriebe. Es müssen verstärkt Ar-
beitsplätze im sozialen Dienstleistungssek-
tor geschaffen werden. Hier ist die öffentli-
che Hand gefordert. Die Strukturverände-
rungen in der Wirtschaft bieten neue Mög-
lichkeiten, die Trennung von Arbeiten und 
Wohnen aufzuheben. Die daraus resultie-
renden Chancen für die Stadtentwicklung 
und Verkehrspolitik müssen endlich das 
Handeln der bezirklichen Gremien bestim-
men. Wo es noch keine Betriebsräte gibt, 
sind diese einzurichten. Für die Teilhabe 
der Arbeitnehmer*innen ist der barriere-
freie, niedrigschwellige, mindestens kos-
tengünstige Zugang zu Bildungs-, Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen elementar. 

Gleichwertige Lebens-
verhältnisse erfordern den 
Kampf gegen die soziale 
Ungleichheit und die  
Stärkung der Verhältnis-
prävention. DIE LINKE setzt sich in 

Wandsbek dafür ein, dass 
regionale Unternehmen 
und Wirtschaftskreis läufe 
gefördert werden und 
mehr Arbeitsplätze ent-
stehen.
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Wofür wir uns einsetzen

• Eine bedarfsgerechte Personalplanung 
im Bezirksamt Wandsbek, inklusive der 
regionalen Standorte und Kundenzent-
ren. Auszubildenden soll eine Über-
nahme in feste Beschäftigungsverhält-
nisse garantiert werden.

• Keine Stellenkürzungen im Öffentli-
chen Dienst. Die Ausstattung des Be-
zirks als großen Arbeitgeber muss ver-
bessert werden.

• Förderung der beruflichen Ausbildung 
in Wandsbeker Betrieben und bessere 
inklusive Schulbildung

• Zugezogene Mitbürger*innen unver-
züglich in Ausbildung und Beschäfti-
gung bringen

• Förderung von Klein- und Kleinstunter-
nehmen in wirtschaftlich schwachen 
Stadtteilen

• Ansiedlung von kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen und Startups 
und die Bereitstellung von Gewerbe-
flächen

• Insbesondere neue Formen des Zu-
sammenspiels von Wohnen und Arbei-
ten müssen durch eine entsprechende 
Bauplanung ermöglicht werden.

• Förderung von Handwerker- und 
Künstlerhöfe

• Workspacebüros in öffentlicher Hand 
einrichten und dieses Feld nicht priva-
ten Investoren überlassen

• Alternative Ökonomie und Genossen-
schaften fördern. Planung auf diese 
Bedürfnisse ausrichten und bei der 
Vergabe berücksichtigen.

• Flächen für Handwerksbetriebe und 
Kleingewerbe müssen angemessen 
verteilt auf die Stadtteile vorgehalten 
werden.

Für mehr Wandsbek 
in Wandsbek. 
2x5 Stimmen für DIE LINKE.
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www.die-linke-wandsbek.de
 @dielinke.wandsbek


